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Vollzug der Straßenverkehrs-Ordnung 
 

 
Befreiung von der Vorschrift des § 45 Absatz 6 StVO bei der Durchführung und          

Sicherung von Vermessungsarbeiten im öffentlichen Verkehrsraum 
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Straßenbau und Verkehr 
vom 5. April 2023 

 
Zur Gewährleistung der Durchführung von Vermessungsarbeiten im öffentlichen Verkehrs-
raum erlässt das Landesamt für Straßenbau und Verkehr auf der Grundlage von § 46 Ab-
satz 2 Satz 1 StVO folgende  
 
 

Allgemeinverfügung: 
 
1. Für die Durchführung von Vermessungsarbeiten werden die hierfür nach § 5 Absatz 2 

des Gesetzes über das amtliche Geoinformations- und Vermessungswesen (Geo-
VermG M-V) betrauten Stellen von der Vorschrift des § 45 Absatz 6 Straßenverkehrs-
Ordnung (StVO) befreit. 
 

2. Die Allgemeinverfügung gilt für das Gebiet des Landes Mecklenburg-Vorpommern, nicht 
jedoch bei Vermessungsarbeiten auf Autobahnen und sonstigen Straßen mit baulich 
getrennten Richtungsfahrbahnen mit einer zulässigen Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 100 km/h. 
 

3. Die Allgemeinverfügung wird am 11. April 2023 wirksam. 
 
 

Nebenstimmungen: 
 

1. Die Befreiung gilt im öffentlichen Verkehrsraum bei kurzzeitigen Vermessungsarbeiten, 
die nur über eine begrenzte Stundenzahl während der Tageshelligkeit eines Kalender-
tages durchgeführt werden und bei denen die Fahrbahn nur soweit eingeschränkt wird, 
dass für den Verkehr noch eine ausreichende Restfahrbahnbreite von mindestens 
6,00 m zur Verfügung steht. 
 



2. Die vom Bundesminister für Digitales und Verkehr bekanntgegebenen und vom Minister 
für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit Mecklenburg-Vorpommern für Bun-
des- und Landesstraßen im Zuständigkeitsbereich der Straßenbauverwaltung Mecklen-
burg-Vorpommern eingeführten und den übrigen Straßenbaulastträgern des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern für ihren Zuständigkeitsbereich zur Einführung empfohlenen 
Richtlinien für die verkehrsrechtliche Sicherung von Arbeitsstellen an Straßen (RSA 21) 
sind bei der Durchführung von Vermessungsarbeiten zu beachten und anzuwenden.  
 

3. Bei der Durchführung von Vermessungsarbeiten hat die Sicherung der Arbeitsstelle auf 
der Grundlage des Regelplans B IV/1 bzw. unter sinngemäßer Anwendung des Regel-
plans C II/2 innerorts sowie der Regelpläne C II/1 und C II/2 außerorts zu erfolgen. In-
nerorts ist im Abstand von 50 – 70 m durch Zeichen 123 StVO mit Zusatzzeichen 
„Vermessung“ und außerorts im Abstand von 400 m durch Zeichen 123 StVO mit Zu-
satzzeichen „Vermessung“ sowie Zusatzzeichen zur Entfernungsangabe der Fahrzeug-
verkehr in beiden Fahrtrichtungen vor der Arbeitsstelle zu warnen. 
 

4. Die mit den Vermessungsarbeiten betrauten Personen haben im öffentlichen Verkehrs-
raum Warnkleidung nach DIN EN ISO 20471 zu tragen. 

 
5. Die Verantwortung für die Einhaltung der Bedingungen und Auflagen, die im Zusam-

menhang mit der Inanspruchnahme des durch diese Allgemeinverfügung genehmigten 
Befreiungstatbestandes festgeschrieben sind, obliegt dem Vermessungstruppführer. Er 
gibt die notwendigen Anweisungen an das Vermessungspersonal, veranlasst und über-
wacht die erforderlichen Maßnahmen und hat einen Vertreter zu bestimmen, wenn er 
sich von der Arbeitsstelle entfernt. 

 
 

Begründung: 
 
Die nach § 5 Absatz 2 GeoVermG M-V betrauten Stellen übernehmen die Aufgabe des 
Amtlichen Vermessungswesens nach § 4 GeoVermG M-V. 
 
Vor dem Beginn von Arbeiten, die sich auf den Straßenverkehr auswirken, müssen die 
Unternehmer nach § 45 Absatz 6 StVO von der zuständigen Behörde Anordnungen dar-
über einholen, wie ihre Arbeitsstellen abzusperren und zu kennzeichnen sind, ob und wie 
der Verkehr, auch bei teilweiser Straßensperrung, zu beschränken, zu leiten und zu re-
geln ist, ferner ob und wie sie gesperrte Straßen und Umleitungen zu kennzeichnen ha-
ben. 
 
Vermessungsarbeiten wirken sich regelmäßig weniger stark auf den Verkehr aus, als bei-
spielsweise Bauarbeiten. Während die Arbeitsstellen bei Bauarbeiten einzelfallabhängig 
abzusperren und zu kennzeichnen sind, können bei Vermessungsarbeiten die Regel-
pläne der RSA 21 zur Absperrung und Kennzeichnung herangezogen werden. Durch die 
Nebenbestimmungen wird sichergestellt, dass der Regelungszweck des § 45 Absatz 6 
StVO, nämlich die Verhinderung des Verwendens von falschen Verkehrszeichen oder 
deren falscher Aufstellung, weiterhin erfüllt wird. Eine Einholung der Anordnungen von 
der zuständigen Behörde ist damit nicht erforderlich. 
 
Durch die Allgemeinverfügung werden sowohl die für den Erlass verkehrsrechtlicher An-
ordnungen zuständigen Straßenverkehrsbehörden, als auch die nach § 5 Absatz 2 Geo-
VermG M-V betrauten Stellen entlastet. 



 
Das Interesse der Allgemeinheit an einem effizienten Verwaltungsverfahren überwiegt 
dem Abstimmungserfordernis nach § 45 Absatz 6 StVO im Einzelfall zwischen den nach 
§ 5 Absatz 2 GeoVermG M-V betrauten Stellen und der Straßenverkehrsbehörde für Ver-
messungsarbeiten. 
 
 
Hinweis: 
 
 
Weisungen der Straßenverkehrsbehörden, von Sicherheits- und Ordnungskräften sowie der 
Polizei sind nachzukommen. 
 

 
 

Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe 
beim 

 
Landesamt für Straßenbau und Verkehr Mecklenburg-Vorpommern 

An der Jägerbäk 3 
18069 Rostock 

 
Widerspruch erhoben werden. 
 
 
 
Im Auftrag 
 
 
gez. Hon.-Prof. Dr. Olaf Mertzsch 
(Abteilungsleiter Straßenbau und Straßenverkehr) 


